
 

Liebe Freunde und Freundinnen, 

jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, heißt es. Und so starten auch wir in Deutsch-

land und Europa voller Elan ins neue Jahr. Keine Frage: Hinter uns liegt eine poli-

tisch wie wirtschaftlich schwierige Zeit. Doch nicht nur der Friedensnobelpreis für 

die Europäische Union gibt Anlass zu Optimismus. In einigen der von der Krise am 

meisten gebeutelten Staaten, etwa in Griechenland oder Irland, geht es allmählich 

wieder bergauf. Allerdings dürfen wir dieses zarte Pflänzchen eines ersten Auf-

schwungs nicht durch eine sture Sparpolitik verkümmern lassen. Europa braucht 

dringend Wachstumsimpulse. Damit die Menschen wieder Hoffnung schöpfen und 

die vielen Erwerbslosen endlich Arbeit finden können. Damit in den „Krisenländern“ 

wieder investiert wird, anstatt Kapital von dort abzuziehen. 

Ein positiver Impuls muss von der Bundestagswahl im September ausgehen. Ich 

bin ganz sicher, dass die SPD diese Wahl gewinnen kann – und das ist auch unbe-

dingt notwendig! Eine sozialdemokratisch geführte Bundesregierung wird den sozia-

len Zusammenhalt in Deutschland stärken. Eine solche Regierung wird auch deut-

lich machen, dass die EU keine Ansammlung nationaler Egoismen ist, sondern eine 

Solidargemeinschaft. Dadurch kann sie der europäischen Einigung neuen Schwung 

verleihen. Es lohnt sich also, 2013 – im Europäischen Jahr der Bürger und         

Bürgerinnen – entschlossen anzupacken. Für einen Wechsel in Berlin und für ein 

soziales Europa. 

Auch persönlich wünsche ich Ihnen und Euch ein gutes und erfolgreiches Jahr. 

Eure 
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Mitglied des Europªischen Parlaments 

Gebhardt: ĂBankensektor an Lasten der Finanzkrise beteiligenñ 

Europªisches Parlament gibt gr¿nes Licht f¿r verstªrkte  

Zusammenarbeit bei Finanztransaktionssteuer 

Am Mittwoch stimmten die Abgeordneten 

des Europäischen Parlaments in Straß-

burg für den Antrag von elf Mitgliedstaa-

ten, darunter Deutschland, Griechenland, 

Frankreich und Spanien, die im Rahmen 

einer verstärkten Zusammenarbeit die 

Finanztransaktionssteuer einführen wol-

len. Die Finanztransaktionsteuer soll die 

Finanzmärkte Europas stabilisieren und 

den volkswirtschaftlich schädlichen Hoch-

frequenzhandel eindämmen.  

ĂDamit machen wir den Weg frei f¿r die 

Einführung einer Steuer, mit der sich 

auch die Finanzakteure künftig an den 

Lasten der Wirtschaftskrise beteiligen“, 

zeigt sich die Europaabgeordnete Evely-

ne Gebhardt aus dem Hohenlohekreis 

erfreut. „Endlich werden nicht nur die 

Steuerzahler und Steuerzahlerinnen zur 

Kasse gebeten, sondern auch die eigent-

lichen Mitverursacher der anhaltenden 

Finanzkrise.“  

Die Mulfingerin Gebhardt bedauert aller-

dings, dass sich nicht alle Mitgliedstaaten 

zur Einführung der Finanztransaktions-

steuer durchringen konnten. „Die Regie-

rungen müssen doch spätestens seit der 

jüngsten Wirtschaftskrise begriffen    

haben, dass hier dringend Handlungsbe-

darf auf gesamteuropäischer Ebene  

besteht“, meint die Sozialdemokratin. 

ĂDennoch freue ich mich, dass der jahre-

lange Widerstand der Konservativen 

endlich bröckelt und wir Sozialdemokra-

ten uns mit unserer Forderung nach Ein-

führung der Finanztransaktionssteuer 

durchsetzen konnten. Auch wenn diese 

schon viel früher hätte kommen müssen“, 

weiß Gebhardt, dass wertvolle Zeit bei 

der Bekämpfung der Finanzkreise verlo-

ren ging.  

ĂIch hoffe nur, dass der Rat die Einf¿h-

rung der Transaktionssteuer nicht weiter 

verzögern wird“, sieht Gebhardt den  

anstehenden Verhandlungen im Europäi-

schen Ministerrat mit Skepsis entgegen. 

ĂDeshalb appelliere ich an Frau Merkel, 

ihr Versprechen gegenüber der SPD jetzt 

einzulösen und sich während der       

Verhandlungen auf europäischer Ebene 

endlich wieder als Motor und nicht als 

Bremsklotz einzubringen.“ 



 

 Prªvention von altersbedingten Krankheiten  

bei Frauen 

Anna ist 70 Jahre alt und sie lebt allein. 
Genau wie 75% der Frauen über 65 in 
der EU allein leben und mit zunehmen-
dem Alter anfälliger für Krankheiten 
werden. 

Anna lebt auf dem Land. Sie will nicht in 
die Stadt ziehen. Jedoch ist die medizi-
nische Versorgung auf dem Land 
schlecht und ihre mickrige Rente reicht 
kaum aus, die Arztrechnungen und Me-
dikamente zu bezahlen. Sie hat Proble-
me mit dem Herzen und dem Kreislauf 
und sie soll regelmäßig Krebsvorsorge-
untersuchungen machen lassen. Früher 
hat Anna nur Teilzeit gearbeitet, weil sie 
ihre Kinder groß gezogen und den 
Haushalt geführt hat. Ihr ganzes Leben 
lang hat sie hart gearbeitet. Dennoch ist 
Anna arm - kaum Rente und kein Ver-
mögen. 

In der Europäischen Union leben Millio-
nen Frauen wie Anna, die sich zwischen 
Familie und Beruf entscheiden mussten 
und die jetzt entweder von der Rente  
ihres Ehepartners abhängig sind oder in 
Armut leben. 

Frauen leben länger und unsere späten 
Jahre sollen auch lebenswert sein. Un-
ser Zugang zu Dienstleistungen im Ge-
sundheitswesen muss auch im Alter ge-
währleistet sein. Frauen müssen über 
ihr erhöhtes Altersrisiko bei Herz-

Kreislauferkrankungen, Diabetes, Alz-
heimer, Demenz, Knochen- und        
Gelenkerkrankungen, Depressionen 
und Multipler Sklerose aufgeklärt wer-
den. 

In der vergangenen Plenumswoche hat 
das Europäische Parlament einen Be-
richt zur Prävention über altersbedingte 
Krankheiten bei Frauen angenommen, 
der einen entsprechenden Forderungs-
katalog mit Maßnahmen enthält. 

Der Bericht ist gut und wichtig. Darum 
habe ich auch für ihn gestimmt. Er kann 
gleichzeitig aber nur ein gleichstellungs-
politischer Krückstock sein, solange al-
tersbedingte Krankheiten von Frauen 
deshalb nicht ausreichend behandelt 
werden, weil sie sich die Gesundheits-
dienstleistungen nicht leisten können. 

Den Text finden Sie unter:  

http://www.europarl.europa.eu/sides/
getDoc.do?pubRef=-//EP//
TEXT+TA+P7-TA-2012-
0482+0+DOC+XML+V0//
DE&language=DE 

 

Evelyne Gebhardt 

 

 

Gebhardt: ĂKein Sozialdumping auf unseren Flughªfenñ  
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ĂWir haben der Europªischen Kommis-

sion heute gehörig Nachhilfe in den 

Fächern Soziales und Beschäftigungs-

politik erteilt“, freut sich die Europaab-

geordnete aus Mulfingen, Evelyne  

Gebhardt, nachdem das Europäische 

Parlament in Straßburg den Vorschlag 

zur Liberalisierung der Bodenverkehrs-

dienste vom Plenum zurück in die    

Ausschüsse verwiesen hat. 

Ungenügend war der Kommissionsvor-

schlag schon im Ansatz. Flughäfen sol-

len noch effizienter und noch kosten-

günstiger werden. „Leidtragende dieser 

Daumenschrauben wären einmal mehr 

die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die 

schon jetzt erheblich unter dem vorherr-

schenden Wettbewerbsdruck zu leiden 

haben“, meint Gebhardt. Tatsächlich 

verschlechterten sich die Arbeitsbedin-

gungen der Bodenverkehrsdienste in 

den vergangenen Jahren beträchtlich. 

Das Personal musste Lohnkürzungen 

von bis zu 40% hinnehmen. Die über-

wiegende Mehrheit der Beschäftigten 

besteht mittlerweile entweder aus   

Leiharbeitern aus oder Mitarbeitern mit 

befristeten Arbeitsverträgen.  

ĂIm vorliegenden Vorschlag fehlen jegli-

che Sozialkriterien“, stellt die Sozialde-

mokratin Gebhardt der Kommission 

kein gutes Zeugnis aus. „Dabei beträgt 

der Anteil der Bodenverkehrsdienste 

am Ticketpreis gerade noch zwei Euro.“ 

Mangelhaft waren auch die Ausarbei-

tungen bei der Auftragsvergabe der 

Flughafenbetreiber an Anbieter von 

Bodenverkehrsdiensten. „Statt noch 

mehr Wettbewerb, benötigen wir die 

strikte Einhaltung von Tarifverträgen, 

faire Arbeitsbedingungen und eine 

Übernahmegarantie von Mitarbeitern 

bei einem Anbieterwechsel“, fordert 

Evelyne Gebhardt und bedauert, dass 

die konservativ-liberalen Kräfte im   

Europäischen Parlament dafür keine 

Notwendigkeit sehen.  

ĂWir Sozialdemokraten im Europªischen 

Parlament streiten umso mehr für gute 

Arbeit und faire Löhne bei den Boden-

verkehrsdiensten.“ Die Öffentlichkeit 

weiß Gebhardt dabei hinter sich. Allein 

am Dienstag demonstrierten 3.000 

Menschen vor dem Straßburger       

Parlament gegen die weitere Liberalisie-

rung der Bodenverkehrsdienste.  

Hintergrund:  

Bereits 1996 gab es eine erste Liberalisierung 

bei der Gepäckabfertigung, den Vorfelddiens-

ten, den Betankungsdiensten sowie der 

Fracht- und Postabfertigung. Ziel war es, 

durch mehr Anbieter stärkeren Wettbewerb zu 

ermöglichen und damit die Flughäfen effizien-

ter zu machen. Studien der Kommission   

haben jedoch bestätigt, dass weder eine  

Effizienz- noch eine Qualitätssteigerung fest-

zustellen ist, jedoch die prekären Arbeitsbe-

dingungen zugenommen haben.  

Im Dezember hat das Europäische Par-

lament den Sacharow-Preis für geistige 

Freiheit an die iranische Rechtsanwältin 

Nasrin Sotoudeh verliehen. Nasrin 

Sotoudeh vertrat Aktivisten der irani-

schen Opposition, die während des 

Streits um die Präsidentschaftswahlen 

im Juni 2009 inhaftiert wurden. Zu ihren 

Mandanten zählten außerdem zum To-

de verurteilte Jugendliche, Frauen und 

politische Häftlinge. 

Nasrin Sotoudeh konnte den Preis nicht 

selbst in Empfang nehmen, weil sie für 

ihr Engagement in einem iranischen 

Gefängnis gefangen gehalten wird. Ihr 

Einsatz für die Menschenrechte wurde 

als Propaganda gegen den iranischen 

Staat und als Gefährdung der nationa-

len Sicherheit gewertet. 

Ich hoffe, der Preis wird Nasrin 

Sotoudeh helfen, möglichst bald das 

Gefängnis verlassen zu können. Der 

Druck der internationalen Gemeinschaft 

auf die iranische Regierung wurde mit 

dieser Auszeichnung jedenfalls erheb-

lich erhöht. 

Evelyne Gebhardt  

Sacharow-Preis f¿r  

Nasrin Sotoudeh 



 

Gebhardt: ĂSozial und unb¿rokratischñ 

Ausschuss stimmt Modernisierung der ºffentlichen  

Auftragsvergabe zu 

TERMINE 

10. Januar 2013, 19.00 Uhr 

Was? Neujahrsempfang des  

 SPD-Ortsvereins 

Wo? Jahnhalle, Geislingen/Steige 

 

13. Januar 2013, 14.00 Uhr 

Was? SPD-Spitzentreffen 

Wo? Stuttgart 

 

17. Januar 2013, 19.00 Uhr  

Was? Veranstaltung des SPD-

 Ortsvereins zum Jubiläum 

 des Élysée-Vertrags  

Wo? Stadthalle, Kehl 

 

20. Januar 2013, 11.00 Uhr 

Was? Neujahrsempfang des  

 SPD-Ortsvereins 

Wo? Schloss, Schrozberg 

 

25. Januar 2013, 19.00 Uhr 

Was? Kreisparteitag der 

 SPD Hohenlohe 

Wo? Sportheim, Neuenstein 

 

8. Februar 2013, 10.00 Uhr 

Was? Diskussion mit Schüler/innen 

Wo? Georg-Wagner-Realschule, 

 Künzelsau 

 

11. Februar 2013, 11.00 Uhr 

Was? Empfang Pferdemarkt 

Wo? Altes Schloss, Gaildorf 

 

12. Februar 2013, 18.00 Uhr 

Was? Konferenz zu 50 Jahren  

 Élysée-Vertrag 

Wo? Sciences Po, Paris 

 

13. Februar 2013, 19.00 Uhr 

Was? Stockfischessen des SPD-

 Ortsvereins und Rede zum  

 politischen Aschermittwoch 

Wo? Achern 
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Öffentliche Auftraggeber können zukünf-
tig verpflichtende soziale Kriterien bei 
der Vergabeausschreibung einfordern. 
Subunternehmen können sie dabei mit-
einbeziehen. Der federführende Aus-
schuss für Binnenmarkt und Verbrau-
cherschutz im Europäischen Parlament 
verabschiedete am Dienstag in Brüssel 
eine entsprechende Überarbeitung der 
bestehenden Vergaberichtlinie.  

ĂLange forderten wir eine starke soziale 
Ausrichtung bei der öffentlichen        
Auftragsvergabe. Daher war bei der 
Modernisierung der Richtlinie auch   
dieses Mal die Verankerung sozialer 
Aspekte unsere Kernforderung, die wir 
nun erfolgreich durchgesetzt haben“, 
freute sich die SPD-Verbraucherschutz-
expertin und Sprecherin der sozialdemo-
kratischen Fraktion im Europäischen 
Parlament, Evelyne Gebhardt, nach der 
Ausschussabstimmung. „Wir wollen ein 
Vergabewesen, das den Menschen in 
Europa dient. Öffentliche Gelder müs-
sen daher verstärkt in einer sozial ver-
antwortlichen Weise ausgegeben wer-
den“, erklärte Evelyne Gebhardt. 

So sollen zukünftig etwa die Förderung 
der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern, die Integration besonders benach-
teiligter Gruppen am Arbeitsplatz und 
die Einhaltung hoher Standards bei den 
Arbeitsbedingungen im Unternehmen 
selbst sowie in der Zuliefererkette bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge erfüllt 
sein. 

Darüber hinaus haben die Sozialdemo-
kraten und Sozialdemokratinnen      
erreicht, dass Wirtschaftsteilnehmer 
vom Vergabeverfahren ausgeschlossen 
werden können, wenn sie gegen euro-
päisches Sozial- oder Arbeitsrecht   
sowie gegen internationale arbeitsrecht-
liche Bestimmungen verstoßen. 

ĂVerªrgert musste ich allerdings fest-
stellen, dass gerade den Grünen in  
solchen Kernfragen wie bei der Berück-
sichtigung sozialer und arbeitsrechtli-
cher Fragen ihr soziales Gewissen zu 
fehlen scheint.“  

Unbürokratischer wird das Vergabever-
fahren mit der überarbeiteten Richtlinie 
auch. So sollen elektronische Vergabe-
systeme gestärkt werden, damit die 
Auftragsvergabe schneller und unkom-
plizierter vonstatten geht. Zudem soll 
künftig nur noch das Unternehmen, das 
schlussendlich den Zuschlag bekommt, 
alle notwendigen Dokumente vorlegen – 
vor allem für kleine und mittlere        
Betriebe eine enorme Erleichterung. 
Evelyne Gebhardt: „Die neuen Regelun-
gen bedeuten in erster Linie für kleine 
und mittelgroße Unternehmen mehr 
Zeitersparnis und weniger Bürokratie. 
Gerade in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten müssen wir die Voraussetzungen 
dafür liefern, dass Unternehmer und 
öffentliche Auftraggeber möglichst effi-
zient arbeiten können.“ 

Evelyne Gebhardt und weitere SPD-Europaabgeordnete beim Besuch von Altkanzler Helmut 
Schmidt in Brüssel. Schmidt, selbst überzeugter Europäer, traf im Dezember mit der deutschen 
Delegation der sozialdemokratischen Fraktion im Europäischen Parlament zusammen.     Foto: EP 
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NEUE ZULASSUNGSVORSCHRIFTEN: 

ABS-Pflicht f¿r Motorrªder 

Während die Anzahl der Verkehrstoten im 

Straßenverkehr seit Jahren rückläufig ist, 

steigt sie bei Motorradunfällen weiterhin an. 

Um mehr Verkehrssicherheit zu schaffen, 

setzte sich die sozialdemokratische Fraktion 

im Europäischen Parlament erfolgreich für 

den verpflichtenden Einbau von ABS-

Systemen bei Motorrädern ein. 

Ab 2016 müssen Hersteller alle neuen und 

ab 2017 alle existierenden Motorradtypen 

ab 125 cm3 Hubraum verbindlich mit einem 

Anti-Blockiersystem ausstatten. Motorroller, 

also Fahrzeuge ab einem Hubraum von 

125 cm3, kºnnen von den Herstellern in   

Zukunft wahlweise mit einem ABS-System    

oder einem kombinierten Bremssystem 

ausgestattet werden. Ausgenommen von 

der neuen Pflicht sind Geländesportfahr-

zeuge, da sie vornehmlich offroad            

unterwegs sind.  

Die SPD-Europaabgeordneten begrüßten 

die Annahme der neuen Verordnung auch 

NEUES AUS EUROPA 
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Udo Bullmann: ĂMeilenstein f¿r mehr MaÇ und Gerechtigkeitñ 

 Europªisches Parlament setzt Begrenzung von Banker-Boni durch 

In den Verhandlungen um die Umset-

zung der Basel III-Regeln für strengere 

Bankenregulierung hat das Europäi-

sche Parlament am Donnerstag in 

Straßburg einen bahnbrechenden 

Etappensieg errungen. Nach monate-

langer Blockade stimmte die zyprische 

Präsidentschaft des Rates der        

Mitgliedstaaten nun einer absoluten 

Deckelung von Bonuszahlungen für 

Banker zu. 

Der Verhandlungsführer der Sozialde-

mokraten und Vorsitzende der       

SPD-Abgeordneten im Europaparla-

ment Dr. Udo Bullmann sprach von 

einer Revolution im europäischen Ban-

kensektor. „Banker in der EU werden 

künftig keine Bonuszahlungen mehr 

erhalten, die höher sind als ihr Grund-

gehalt. In Zeiten, in denen Verzehnfa-

chungen des Grundgehalts durch 

Bonuszahlungen keine Seltenheit 

sind, ist dies ein  Meilenstein für mehr 

Maß und       Gerechtigkeit.“ 

ĂNur wenn eine Supermehrheit der 

Anteilseigner einer Bank zustimmt, 

können Boni bis auf die doppelte  

Höhe des Grundgehalts aufgestockt 

werden“, so Udo Bullmann weiter. 

ĂDamit legen wir zwar ein St¿ck    

Verantwortung in die Hände der    

Eigentümer einer Bank, verlassen uns 

aber nicht blind auf deren             

Weitsichtigkeit. Die Mehrheit der   

Anteilseigner muss einer Erhöhung 

zustimmen, ein Abstimmungsquorum 

von zwei Dritteln der Unterneh-

mensanteile muss erreicht sein und 

bei 200% des Grundgehalts ist defini-

tiv Schluss.“ 

Seit Beginn der Verhandlungen hatte 

das Parlament, angeführt von einer 

Allianz aus Sozialdemokraten und 

Grünen, eine Begrenzung von Banker-

Boni auf die Höhe des Grundgehalts 

gefordert. Die Mitgliedstaaten hatten 

jedwede Begrenzung strikt abgelehnt. 

Udo Bullmann dazu: „Im Hinterzimmer 

haben sich die Finanzminister wie        

Interessensvertreter der Bankenlobby 

aufgeführt. Am Ende waren sie aber 

nicht Willens, diese Rolle auch öffent-

lich zu spielen. Leider hat dieses Hin 

und Her die Verhandlungen des     

gesamten Basel III-Pakets verzögert. 

Jetzt muss es darum gehen, auch die 

verschärften Kapitalanforderungen 

und Liquiditätsvorschriften zügig auf 

den Weg zu bringen“, so Udo         

Bullmann abschließend. 

ĂErasmus f¿r Jungunternehmerñ ist ein 

Pilotprogramm der EU, bei dem junge 

Unternehmer und Unternehmerinnen die 

Chance erhalten, bis zu 6 Monate in   

einem anderen EU-Land von einem    

erfahrenen klein- oder mittelständischen 

Unternehmen zu lernen. 

Das Programm soll dabei vor allem den 

Erfahrungsaustausch fördern, den Zugang 

zu neuen Märkten und die Suche nach 

potenziellen Geschäftspartnern und    

Geschäftspartnerinnen erleichtern. Im 

Gegenzug sollen erfahrene Unternehmer 

und Unternehmerinnen von neuen      

Geschäftsverbindungen und der          

Vernetzung in andere EU-Mitgliedstaaten 

profitieren. 

Ziel der Kommission ist es, aus dem Pilot-

projekt ein dauerhaft gefördertes        

Programm zu machen, bei dem die Stär-

kung des grenzüberschreitenden Handels 

der EU im Vordergrund steht. Derzeitig 

nutzen vor allem Großunternehmen die 

Möglichkeiten des EU-Binnenmarktes. 

Durch die Unterstützung der klein- und 

mittelständischen Unternehmen sollen 

auch sie aktiver in den europäischen  

Binnenmarkt eingegliedert werden. 

PILOTPROGRAMM F¦R EUROP ISCHE UNTERNEHMEN: 

Erasmus f¿r junge Unternehmer/innen 

aufgrund des weiteren Abbaus von       

Binnenmarktschranken. Ab 2014 werden 

alle Hersteller von zwei-, drei- und       

vierrädrigen Fahrzeugen nur noch eine 

einzige Typengenehmigung benötigen, um 

ihre Fahrzeuge für die Europäische Union                 

zuzulassen. 


